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rente muss zum leben reichen
Auch gdp-senioren beim dgb-AktionstAg für senioren in frAnkfurt

// 59

„BAGSO-aktuell“ und die Fachzeitschrift 
„BAGSO-Nachrichten“. 

FinAnZierUng
Finanziert wird die BAGSO nicht unbe-

dingt über ihre Beiträge, die sehr niedrig 
sind, sondern durch Millionen Steuergel-
der der  verschiedenen Bundesministe-
rien, die in irgendeiner Form etwas mit 
älteren Menschen zu tun haben. Erledigt 
wird die Arbeit der BAGSO in Arbeitskrei-
sen, die sich mit verschiedenen Themen 
befassen. Auch die GdP wird künftig in 
Fragen der Sicherheit in diese Arbeitskrei-
se einbezogen. 

Vorsitzende ist die frühere Bundes-
ministerin Prof. Dr. Dr. h.c. Ursula Lehr. 
Durch ihre frühere Mitgliedschaft in der 
Bundesregierung hat sie natürlich sehr 
gute Beziehungen in die unterschiedli-
chen Ministerien und ist so eine ausge-
zeichnete Interessenvertreterin der Seni-
or/innen. 

Die BAGSO ist für ältere Menschen 
auch deshalb interessant, weil sie, meist 
kostenlos, gedruckte Informationen lie-
fert. Dazu gehören Themen wie:

Alternsfreundliche Stadt, „Entlastung 
der Seele“ – Ratgeber für pflegende An-
gehörige, Positionspapiere zur Alterssi-
cherung und zu Altersgrenzen. Es gibt 
Checklisten zum Thema „Betreutes Woh-
nen“ und „Das richtige Pflege- und Se-
niorenheim“, um nur einige Beispiele zu 
nennen. 

inTerneT Für Senior/innen
Die neue und sehr interessante Bro-

schüre „Wegweiser durch die digita-
le Welt“ für ältere Mitbürgerinnen und 

Mitbürger wurde finanziert durch das 
Bundesministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz. Dieser 
Wegweiser ist, auch in größeren Mengen, 
zu beziehen über:

Publikationsversand der bundesre-
gierung, Postfach 481009, 18132 ros-
tock

Informieren kann man sich bei: pub-
likationen@bundesregierung.de, Telefon 
01805-778090.

Die Broschüre informiert unter an-
derem über den Computer mit Internet-
Zugang, über Virenschutz, die Verwen-
dung und Bedeutung von E-Mails, Soziale 
Netzwerke, Freundschaftsbörsen, Such-
maschinen und Lexika, über Medizin-
Portale im Internet, wie man Urlaubsziele 
online bucht, wie man Bankgeschäfte ab-
wickelt, über Kauf im Internet und auch 
über Smartphone und Tablet-PC. Inter-

essierte Leser/innen erleben schnell, dass 
sie vor den digitalen Medien keine Angst 
haben müssen. 

APS-ProgrAMM Der gDP
GdP-Mitgliedern gibt diese Mitglied-

schaft die Möglichkeit, sich über alle al-
tersrelevanten Themen zu informieren. Es 
ist eine Ergänzung zum APS-Programm 
der GdP. APS steht für „Aktivprogramm 
für Senioren“. Es ist eine Arbeitsmappe, 
die sich gliedert in die Teilbereiche: Vor-
sorge, Bildungsangebote, Reiseservice. 
Zu erreichen ist dieses Programm im In-
ternet unter „Gewerkschaft der Polizei“, 
Mitgliederbereich, APS. Auskünfte gibt es 
auch bei den Seniorenvertretern der GdP-
Bezirksgruppen.

ADreSSen Der bAgSo
Unter „www.bagso.de/newsletter.

html“ kommt man zur alle 14 Tage neu 
erscheinenden Informationszeitschrift 
der BAGSO. Unter „www.wissensdurstig.
de“ kommt man zum Kalender für Veran-
staltungen und Veranstalter und es gibt 
auch allgemeine Informationen über die 
BAGSO. Diese Internet-Adresse nennt sich 
auch „Bildungsdatenbank 55+“. Die Post-
Adresse der BAGSO lautet:

BAGSO, Bonngasse 10, 53111 Bonn, 
Telefon 0228-24999311, Fax: 0228-
249993-20, E-Mail: wittigbagso.de. 

 nw

Das Thema „Rente“ stand im Mittel-
punkt des DGB-Aktionstages für Senioren 
in Frankfurt am Main. An der Hauptwa-
che hatten sich neben den Senioren der 
GdP auch Gewerkschaftsvertreter der IG 
BAU, NGG, ver.di, der Sozialverband VdK 
und die Arbeiterwohlfahrt beteiligt. Karl 
Steiss, DGB-Seniorenvertreter von Frank-
furt, hatte den Info-Tag eröffnet. Themen 
waren in erster Linie die Rentenpolitik 
(Bei Banken sind sie fix, für die Renten 
tun sie nix), die zusammen mit der „Rente 
mit 67“ (Achtung: Arbeiten bis 67. Ge-
rechte Rentenpolitik geht anders) in die 
Altersarmut (Für ein Jahr Hartz IV gibt es 
nur 2,19 Euro für die Rente) führt. Aber 
auch die Gesundheits- und die Pflege-
politik (Achtung: Drei-Klassen-Medizin. 
Gerechte Gesundheitspolitik geht anders) 

standen auf dem Programm. Es ging um 
Teilzeitarbeit, Leiharbeit (Achtung: Ver-
liehen, Befristet, Unterbezahlt, Politik für 
gute Arbeit geht anders), Ein-Euro-Jobs 
und um die Übernahme von Azubis nach 
der Ausbildung. Neben den Gewerkschaf-
ten informierten sowohl die AWO als 
auch der VdK über die unterschiedlichen 
Auswirkungen über die Zusammenhänge 
zwischen Lohnarbeit und Rente. Die GdP-
Senioren hatten Informationsmaterial 
mitgebracht und diskutierten mit zahlrei-
chen Interessenten. Die IG BAU hatte das 
Thema Erwerbsminderungsrente auf dem 
Tableau. Wer zum Beispiel mit 63 Jahren 
vorzeitig in Rente gehen muss, hat Ab-
schläge von 10,8 Prozent hinzunehmen. 
663 Euro pro Monat, so hoch war die Er-
werbsminderungsrente für diejenigen, die 

2007 in Rente gingen. Das lag nur ganz 
wenig über dem Sozialhilfeniveau. 

Rentenbeitrag senken ist gut gemeint. 
Die Begehrlichkeiten von Politikern im 
Hinblick auf die Wahlen im Jahr 2013 
sind groß. Nur weil die Rentenkassen 
momentan über finanzielle Rücklagen 
verfügen, will die Bundesregierung den 
Beitrag senken. Eine Entlastung von 0,5 
Punkten beim Rentenbeitrag bringt für 
Durchschnittsverdiener/innen mit rund 
2500 Euro Monatseinkommen gut 6 Euro 
netto mehr im Monat. Bei Geringverdie-
nern mit rund 1500 Euro p/M bleiben ge-
rade einmal 3,75 Euro übrig, schreibt der 
DGB. Vergessen dürfe man nicht, dass die 
Hälfte der Beitragssenkung an den Ar-
beitgeber geht. Der DGB hebt hervor, dass 
die Überschüsse im Moment nur deshalb 
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vorhanden sind, weil die Rentenleistun-
gen massiv gekürzt worden sind. Bis zum 
Jahr 2030 wird die Leistung um ein Viertel 
weniger sein. Der Lebensstandard im Alter 
wird sinken. Die Altersarmut ist vorpro-
grammiert. Das gilt auch wegen der Rente 
mit 67. Wer früher geht, muss bis zu 14,4 
Prozent Minus hinnehmen. Altersarmut 
ist auch vorprogrammiert bei Langzeitar-
beitslosen, bei Hartz IV-Empfängern und 
bei Menschen mit einem Mindestlohn 
unter 7,50 Euro. Der Mindestlohn muss 
heraufgesetzt werden. Notwendig ist eine 
gesetzliche Rentenversicherung für alle. 
Eine Bürgerversicherung ist notwendig. 
Arbeitgeber, Politiker und auch Manager 

müssen mehr zur solidarischen Alterssi-
cherung beitragen. 

Ver.di fordert eine gute Rente, die 
vor Armut schützt und den erarbeite-
ten Lebensstandard sichert. Alle müssen 
schrittweise in die gesetzliche Renten-
versicherung einbezogen werden. Das 

schützt die Betroffenen und bringt mehr 
Geld in die Rentenkassen. Geld ist eigent-
lich genug da, so ver.di. Das Problem ist 
die Verteilung. Von 1992 bis 2008 stieg 
die preisbereinigte Wirtschaftsleistung 
um 26 Prozent. Die reale Bruttolohn- und 
–gehaltssumme lag 2008 jedoch niedri-
ger als 1992. Da die Rentenbeiträge fast 
vollständig von der Entwicklung der Löh-
ne und Gehälter abhängen, darf es nicht 
wundern, wenn die Rentenkasse Proble-
me bekommt. Das Grundproblem ist die 
Umverteilung von unten nach oben. Das 
preisbereinigte Unternehmer- und Ver-
mögenseinkommen stieg von 1992 bis 
2008 um 40 Prozent.

Die Aktion „Umfairteilen, Reichtum 
besteuern“ verdient Unterstützung. Das 
wachsende Privatvermögen der reichen 
und Superreichen muss endlich wieder 
besteuert werden. Sie müssen dringend 
zur Finanzierung der notwendigen öf-
fentlichen Ausgaben und zum Abbau der 

Staatsverschuldung herangezogen wer-
den, so der Tenor des Aktionstages Ende 
September in Frankfurt. Das „Bündnis 
Umfairteilen“ fordert nicht unbegründet 
eine dauerhafte Vermögenssteuer sowie 
eine einmalige Vermögensabgabe, am 
besten europaweit koordiniert. Dazu ge-
hört auch ein konsequenter Kampf gegen 
Steuerflucht und Steueroasen und eine 
Steuer auf Finanzmarktgeschäfte, gegen 
die Spekulation und zur Bekämpfung der 
Armut, weltweit.

Hier hilft der Spruch: Es gibt viel zu 
tun. Packen wir es an.   

Norbert Weinbach

Die GdP-Mannschaft beim Info-Tag der Senioren in Frankfurt. nw

Blick auf die Info-Stände von IG BAU, ver.di, GdP, NGG, AWO und VdK. nw


